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	Vom 10. bis 14. August 2003 fand in der UNO City die VIMUN 2003 statt. Über 200 TeilnehmerInnen, darunter 89 Studierende der Universität, trafen sich, zu einer Simulationskonferenz, auf der aktuelle Themen der Weltpolitik diskutiert wurden. Ergebnis: Sechs Resolutionen, die jetzt den UNO-Behörden vorgelegt wurden.

	
Redaktion am 28.08.2003
Über 200 Studierende und JungakademikerInnen aus 40 Ländern trafen sich heuer, um als Delegierte bei der neunten Vienna International Model United Nations brisante Themen der Weltpolitik zu debattieren. Ziel der Veranstaltung, die vom Akademischen Forum für Außenpolitik (AFA) organisiert wurde, war, den TeilnehmerInnen die Arbeit der UNO näher zu bringen. In sechs verschiedenen Komitees diskutierten sie Fragen wie "Welche Rahmenbedingungen benötigt die Pressefreiheit?" oder "Wie kann der illegale Handel mit Vorläuferstoffen synthetischer Drogen unterbunden werden?". Ergebnis der viertägigen Simulationskonferenz: Sechs Resolutionen, die jetzt den jeweils zuständigen UNO-Behörden vorgelegt wurden. 

Verpflichtung zur Nichtweitergabe von Atomwaffen
Im "Sicherheitsrat" diskutierten die Delegierten der Konferenz über Lösungsansätze der Irakkrise. Ein Kernpunkt der im Anschluss gemeinsam abgefaßten Erklärung war zum Beispiel der Aufruf an alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen, sämtliche Unterstützungen an den Irak sofort zu stoppen, die nicht mit der vereinbarten Aufbauhilfe in Verbindung steht. An den Irak selbst wurde die dringende Aufforderung gerichtet, augenblicklich ihre Bindung an die Verträge mit der IAEA (International Atomic Energy Agency) etwa zur Nichtweitergabe von Kernwaffen zu bestätigen. 

Pressefreiheit ist weltweit bedroht
Auf der Agenda des "Komitees für Menschenrechte" (CHR) stand die Pressefreiheit. Die Mitglieder des Komitees erarbeiteten eine Vielzahl von Gefahrenpunkten, die freie Meinungsäußerung in Zeiten des weltweiten Terrorismus bedrohen (können). In ihrer Resolution fordern sie unter anderem die UNESCO und andere supranationale Organisationen dazu auf, jenen Ländern adäquate Finanzhilfe zur Verfügung zu stellen, die sich um die Gewährleistung der Pressefreiheit und den Schutz der Journalisten bemühen. 

Illegalen Handel mit Vorläuferstoffen synthetischer Drogen unterbinden 

Das "Komitee für narkotische Drogen" (CND) diskutierte während der VIMUN darüber, wie der illegale Handel mit Vorläuferstoffen synthetischer Drogen unterbunden werden kann. Ein Problempunkt, auf den das Komitee in seiner Resolution aufmerksam macht, ist der der unbewachten Grenzen in Afghanistan, über die ungehindert Handel betrieben werden kann, wodurch die Arbeit des CND behindert wird. Weiters fordern die Delegierten die souveränen Statten dazu auf, ihrer Verpflichtung nachzukommen, eine adäquate Meldepflicht für den Im- und Export von Vorläuferstoffen zu institutionalisieren.

Dem Terrorismus weltweit begegnen
Den weltweit besseren Austausch und die Einrichtung einer Datenbank über terroristische und kriminelle Aktivitäten fordert die "Commission on Crime Prevention and Criminal Justice" (CCPC) in ihrer Erklärung. Weiters gingen in den Katalog von Vorschlägen zur Terrorismusbekämpfung die Forderung nach internationalen Mechanismen gegen den illegalen Handel und die nicht erlaubte Produktion von leichten Waffen ein und nach einer besseren Kontrolle von Finanztransaktionen auf nationalem und internationalem Level. 

Arbeitsplätze für Jugendliche im Bereich erneuerbare Energien
Wie können Arbeitsplätze für Jugendliche im Bereich erneuerbare Energien geschaffen werden? Mit dieser Frage beschäftigte sich die United Nations Industrial Development Organization (UNIDO) während der Simulationskonferenz. In der im Anschluss an die Debatten verfassten Resolution fordern die Delegierten eine engere Zusammenarbeit der UN-Behörden mit zivilen Projekten und Non Profit Organisationen, die auf dem Bereich der erneuerbaren Energien und der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit tätig sind.

Die militärische Schlagkraft der EU stärken
Über das Verhältnis der NATO (und anderer regionaler Sicherheitsorganisationen) zur UNO debattierten die Delegierten in einem externen Forum. Wichtigstes schriftlich fixiertes Ergebnis ihrer Diskussion war unter anderem der Vorschlag, dass UN-Mandate für "Out-of-area" - Militäreinsätze in Kooperation und unter Konsultation eines lokalen Bündnispartner erfolgen sollten. In der Resolution sprechen sie außerdem ihren tiefe Überzeugung darüber aus, dass eine Stärkung der militärischen Leistungsfähigkeit der Europäischen Union die NATO stärken würde und damit ihre Beziehungen zu den Vereinten Nationen und anderen regionalen Allianzen.

Reaktionen von den UNO-Behörden 

Die Resolutionen sind überarbeiteter Form bereits an die zuständigen UNO-Behörden weitergeleitet worden. "Wir erwarten in etwa zwei Monaten Reaktionen von Seiten der Behörden. Sie geben uns Feedback, ob das, was wie erarbeitet haben, umsetzbar ist oder nicht", erklärt Bettina Kölbl, Generalsekretärin der VIMUN 2003 und Studentin der Politikwissenschaft an der Universität Wien. (dan)

Die nächste VIMUN findet im Sommer 2004 statt. Infos zur Teilnahme gibt es ab Oktober 2003 auf der Homepage des Akademischen Forum für Außenpolitik (AFA) .

Wie funktioniert die UNO? 





